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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2194/91 DES RATES

vom 25. Juni 1991

zur Übergangszeit für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zwischen Spanien und Portugal
einerseits und den anderen Mitgliedstaaten andererseits

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Bei dieser Prüfung stellte sich heraus , daß die Verwirkli­
chung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer in den Mitglied­
staaten keine Verschlechterung der Lage auf den verschie­
denen einzelstaatlichen Arbeitsmärkten zur Folge haben
wird .

Es ist daher angebracht , auf der Grundlage der neuen
Gegebenheiten eine Anpassung der in Artikel 56 Absatz 1
und in Artikel 216 Absatz 1 der Beitrittsakte vorgesehenen
abweichenden Maßnahmen vorzunehmen.

In Luxemburg weist der Arbeitsmarkt besondere Merkmale
auf —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und Por­
tugals , insbesondere auf Artikel 56 Absatz 2 und auf
Artikel 216 Absatz 2 ,

auf Vorschlag der Kommission ,

in Erwägung nachstehender Gründe:

In Artikel 56 Absatz 1 und in Artikel 216 Absatz 1 der
Beitrittsakte .ist ein Zeitraum vorgesehen, in dem hin­
sichtlich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer abweichende
Maßnahmen aufrechterhalten werden können , was Spanien
und Portugal zum einen und die übrigen Mitgliedstaaten
zum anderen betrifft . Als Ende dieser Frist wurde der 31 .
Dezember 1992 festgesetzt , ausgenommen in den Beziehun­
gen zwischen Spanien und Portugal zum einen und Luxem­
burg zum anderen , für die das entsprechende Datum in
Absatz 1 Unterabsatz 3 der genannten Artikel auf den
31 . Dezember 1995 festgelegt worden ist .

Gemäß Artikel 56 Absatz 2 und Artikel 216 Absatz 2 der
Beitrittsakte hat der Rat den Bericht der Kommission über
das Ergebnis der Anwendung der in Absatz 1 dieser Artikel
bezeichneten abweichenden Maßnahmen geprüft .

Einziger Artikel

( 1 ) Die abweichenden Maßnahmen gemäß Artikel 56
Absatz 1 Unterabsätze 1 und 2 sowie Artikel 216 Absatz 1
Unterabsätze 1 und 2 der Akte über den Beitritt Spaniens
und Portugals sind nach dem 31 . Dezember 1991 nicht
mehr anwendbar.

(2 ) Die abweichenden Maßnahmen gemäß Artikel 56
Absatz 1 Unterabsatz 3 und Artikel 216 Absatz 1 Unterab­
satz 3 der Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals
sind nach dem 31 . Dezember 1992 nicht mehr anwend­
bar.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 25 . Juni 1991 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J. C. JUNCKER
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2195 /91 DES RATES

vom 25 . Juni 1991

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 zur Anwendung der Systeme der
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, und zur Änderung der Verordnung (EWG)

Nr. 574 / 72 über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 51
und 235 ,

auf Vorschlag der Kommission, der nach Anhörung der
Verwaltungskommission für die soziale Sicherheit der
Wanderarbeitnehmer ausgearbeitet wurde (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Verordnungen (EWG ) Nr. 1408 / 71 ( 4 ) und (EWG)
Nr . 574 / 72 ( 5 ) in der durch die Verordnung (EWG )
Nr . 2001 / 83 ( 6 ) aktualisierten Fassung, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3427/ 89 ( 7), bedürfen
einiger Änderungen; von diesen stehen einige in Zusam­
menhang mit Änderungen , welche die Mitgliedstaaten bei
ihren Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit vorge­
nommen haben, während andere technisch bedingt sind
und die genannten Verordnungen aufgrund der Erfahrun­
gen bei der Anwendung vervollkommnen sollen .

Die mit Verordnung (EWG ) Nr . 2332 / 89 ( 8 ) vorgenom­
menen Änderungen zu Artikel 57 der Verordnung (EWG)
Nr. 1408 / 71 machen es erforderlich , den Wortlaut des
Artikels 12 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71
anzupassen .

Im Gefolge des am 12 . Juni 1986 ergangenen Urteils des
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften in der
Rechtssache 302 / 84 (Ten Holder) erschien es erforderlich ,
in Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 /
71 einen neuen Buchstaben f) aufzunehmen , damit die
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats nicht weiterhin
anwendbar sind, ohne daß die Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats gemäß einer der in den vorausge­
henden Buchstaben eben dieses Artikels 13 Absatz 2

genannten Vorschriften oder einer der in den Artikeln 14
bis 17 der betreffenden Verordnung vorgesehenen Ausnah­
men auf sie anwendbar würden; diese Änderung bedingt
auch eine Anpassung des Wortlauts des Artikels 17 dersel­
ben Verordnung.

In die Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 ist eine neue
Bestimmung einzufügen , wonach Rentner von der Anwen­
dung der Rechtsvorschriften des Aufenthaltsstaates freige­
stellt werden können , wenn sie bereits nach den Rechtsvor­
schriften eines anderen Mitgliedstaats Anspruch auf Lei­
stungen bei Krankheit und Mutterschaft sowie Familien­
leistungen haben.

Es erschien notwendig, Artikel 39 der Verordnung (EWG)
Nr. 1408 / 71 durch die Bestimmung der Löhne und Gehäl­
ter zu ergänzen, die im Fall von Grenzgängern bei der
Anwendung von einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, nach
denen die Leistungen bei Invalidität anhand von Löhnen
und Gehältern berechnet werden , zu berücksichtigen sind .

Im Gefolge des am 29 . Juni 1988 ergangenen Urteils des
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften in der
Rechtssache 58 / 87 ( Rebmann) erschien es notwendig,
einen neuen Absatz in Artikel 45 der Verordnung ( EWG)
Nr. 1408 / 71 einzufügen , wonach der Mitgliedstaat, in
dem der Arbeitnehmer wohnt, von diesem zurückgelegte
Zeiten der Vollarbeitslosigkeit , für die von diesem Staat
Leistungen nach Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer ii )
und Buchstabe b) Ziffer ii ) der Verordnung (EWG)
Nr . 1408 / 71 gewährt wurden , bei Renten anrechnet.

Es erschien ferner notwendig, hinsichtlich derjenigen Mit­
gliedstaaten , nach deren Rechtsvorschriften die Leistungen
bei Alter anhand von Löhnen und Gehältern berechnet
werden , Artikel 47 der Verordnung (EWG) Nr , 1408 /71
durch die Bestimmung der Löhne und Gehälter zu ergän­
zen , die zu berücksichtigen sind , wenn der Grenzgänger in
dem Land , in dem er wohnt , keinerlei Erwerbstätigkeitszeit
aufzuweisen hat .

Hinsichtlich der Fälle arbeitsloser Arbeitnehmer nach Arti­
kel 71 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) und Buchstabe b)
Ziffer ii), die im Gebiet desselben Mitgliedstaats wohnen
wie ihre Familienangehörigen, ist in der Verordnung
(EWG ) Nr. 1408 / 71 eine Lücke sichtbar geworden; diese
gilt es durch Aufnahme einer Bestimmung zu schließen,
wonach der Wohnmitgliedstaat , der laut Artikel 25 Absatz
2 und Artikel 39 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr.
1408 / 71 die Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft
gewährt , der betreffenden Person auch die Familienleistun­
gen auszahlt .

Da durch diese Verordnung ein Absatz 8 in Artikel 45 der
Verordnung ( EWG) Nr. 1408 / 71 aufgenommen wird,

H ABl . Nr . C 221 vom 5 . 9 . 1990 , S. 3 .
( 2) ABl . Nr. C 19 vom 28 . 1 . 1991 , S. 579 .
( 3 ) ABl . Nr. C 41 vom 18 . 2 . 1991 , S. 34 .
(4 ) ABl . Nr . L 149 vom 5 . 7 . 1971 , S. 2 .
( 5 ) ABl . Nr. L 74 vom 27 . 3 . 1972 , S. 1 .
( 6 ) ABl . Nr. L 230 vom 22 . 8 . 1983 , S. 6 .
( 7 ) ABl . Nr. L 331 vom 16 . 11 . . 1989 , S. 1 .
( 8 ) ABl . Nr. L 224 vom 2. 8 . 1989 , S. 1 .
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Mutterschaft, der Einführung einer neuen Witwenpauscha­
le , der Änderung bei der Berechnung der zur Bemessung der
Beiträge der Klasse 1 zur Sozialversicherung herangezoge­
nen Entgelte und der Einführung des Schwerbeschädigten­
geldes .

Artikel 4 Absatz 10 Buchstaben a ) und b ) der Verordnung
(EWG ) Nr. 574/ 72 ist sowohl mit Rücksicht darauf, daß
der frühere Absatz 2 des Artikels 14d der Verordnung
(EWG ) Nr. 1408 / 71 laut Artikel 1 der Verordnung (EWG)
Nr . 3811 / 86 ( J ) zu Absatz 3 geworden ist , als auch zwecks
Aufnahme einer Verweisung auf Artikel 8 und den durch
die vorliegende Verordnung eingebrachten neuen Artikel
10b der Verordnung (EWG ) Nr. 574 / 72 zu ändern.

Da durch diese Verordnung in Artikel 13 Absatz 2 der
Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 ein Buchstabe f) aufge­
nommen wird , wonach Personen, die den Rechtsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats nicht weiterhin unterliegen, ohne
daß die Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats auf
sie anwendbar würden, den Rechtsvorschriften des Mit­
gliedstaats unterliegen , in dessen Gebiet sie wohnen, ist
eine Regelung vorzusehen , in der festgelegt wird , ab wel­
chem Zeitpunkt und unter welchen Voraussetzungen diese
Rechtsvorschriften nicht weiter gelten.

In Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung
(EWG) Nr. 574 / 72 muß eine Verweisung auf Artikel 14d
Absatz 1 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 eingefügt
und hierdurch der für den Einzug der Beiträge aufgrund
dieser Bestimmung heranzuziehende Umrechnungskurs
vorgesehen werden, wenn das von einem Arbeitnehmer
oder Selbständigen in der Währung eines anderen Mitglied­
staats bezogene Einkommen in die Landeswährung umzu­
rechnen ist .

Anhang 1 der Verordnung (EWG) Nr. 574 / 72 ist unter
Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich" wegen der Teilung
des britischen Ministeriums für Gesundheitswesen und
soziale Sicherheit in zwei getrennte Ministerien zu ändern .

erscheint es notwendig, der betreffenden Person das Recht
einzuräumen, zu ihren Gunsten die Neufeststellung der
nach der alten Regelung festgestellten Leistungen zu bean­
tragen .

Wegen Übertragung von Zuständigkeiten bei den Gesund­
heitsdiensten Gibraltars sind einzelne Änderungen zu
Anhang I der Verordnung ( EWG) Nr . 1408 / 71 erforder­
lich .

Wegen Einführung eines in der Höhe nicht versicherungs­
zeitbezogenen Schwerbeschädigtengeldes im Vereinigten
Königreich sind einzelne Änderungen zu Anhang IV der
Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 erforderlich .

Zur Lösung des Problems der Umrechnung in ausländi­
scher Währung bezogener Einkommen von Selbständigen
in belgische Franken sind in Anhang VI Buchstabe „A.
Belgien" der Verordnung (EWG ) Nr . 1408 / 71 einzelne
Änderungen vorzunehmen .

In Anhang VI Buchstabe „C. Deutschland" der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 müssen einzelne Nummern geändert
werden, damit mehreren Änderungen in Form und Inhalt ,
die bei den deutschen Rechtsvorschriften zur Kranken- und
Rentenversicherung eingetreten sind, entsprochen wird .
Vor allem ist eine Besonderheit der deutschen Rechtsvor­
schriften zu berücksichtigen, die darin besteht, daß die
Anerkennung von Rentenversicherungszeiten ausschließlich
an die Voraussetzung gebunden ist , daß die betreffende
Person ihren Wohnsitz in Deutschland hat. Zum Schutz der
Wanderarbeitnehmer ist es angezeigt, genau festzulegen , in
welchen Fällen diese Voraussetzung bei einem Arbeitneh­
mer, der sein Kind in einem anderen Mitgliedstaat groß­
zieht , als erfüllt gelten kann .

Da durch diese Verordnung ein Buchstabe f) in Artikel 13
Absatz 2 der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 aufgenom­
men wird , sind der Buchstabe „G. Irland" und der Buch­
stabe „L. Vereinigtes Königreich" des Anhangs VI der
Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 zur Klärung der Anwen­
dung dieser neuen Bestimmung gegenüber diesen beiden
Staaten zu ändern .

Mit Rücksicht auf die Änderungen in den luxemburgischen
Rechtsvorschriften zur Alters-, Invaliditäts- und Hinterblie­
benenrentenversicherung ist Anhang VI Buchstabe „I.
Luxemburg" der Verordnung (EWG ) Nr. 1408 /71 zu
ändern .

In Anhang VI Buchstabe „J. Niederlande" der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 / 71 sind einzelne Änderungen erforder­
lich , und zwar wegen der Änderungen bei der Beitragserhe­
bung und wegen des Wegfalls der Altersgrenze für die
Beitragspflicht aufgrund der Sozialversicherung; auch die

v Nummer 1 Buchstabe b) desselben Abschnitts ist zwecks
Klarstellung zu ändern .

Anhang 2 der Verordnung (EWG) Nr. 574/ 72 ist zu
ändern, um einmal den in Dänemark eingetretenen verwal­
tungsmäßigen Umstrukturierungen mit Aufteilung der
dänischen Landesanstalt für soziale Sicherheit und zum
anderen den Übertragungen von Zuständigkeiten bei den
Gesundheitsdiensten Gibraltars sowie der Teilung des briti­
schen Ministeriums für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit in zwei getrennte Ministerien zu entsprechen .

Anhang 3 der Verordnung (EWG) Nr. 574 / 72 ist zu
ändern, um sowohl der Aufteilung der dänischen Landes­
anstalt für soziale Sicherheit als auch der Tatsache, daß ab
1 . Januar 1991 die Leistungen wegen Arbeitsunfalls oder

Änderungen in Anhang VI Buchstabe „L. Vereinigtes
Königreich" der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 sind
erforderlich wegen des Wegfalls britischer Leistungen bei ( i ) ABl . Nr. L 355 vom 16 . 12 . 1986 , S. 5 .
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10 Buchstaben „F. Griechenland" und „I. Luxemburg" der
Verordnung (EWG) Nr. 574 / 72 zu berichtigen sind .

Anhang 10 Buchstabe „F. Griechenland" der Verordnung
(EWG) Nr. 574/72 muß mit Rücksicht auf die Zuständig­
keitsübertragung bei den griechischen Trägern der sozialen
Sicherheit für Seeleute angepaßt werden.

Infolge der eingetretenen Änderungen bei den Zuständig­
keiten des Sozialversicherungsrats in den Niederlanden und
infolge der Teilung des britischen Ministeriums für
Gesundheitswesen und soziale Sicherheit in zwei getrennte
Ministerien erscheint die jeweils entsprechende Anpassung
in Anhang 10 Buchstabe „J. Niederlande" und Buchstabe
„L. Vereinigtes Königreich" der Verordnung (EWG) Nr.
574 /72 erforderlich . —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Berufskrankheit in Deutschland in die alleinige Zuständig­
keit der deutschen Unfallversicherungsträger fallen werden ,
sowie den Übertragungen von Zuständigkeiten bei den
Gesundheitsdiensten Gibraltars und der Teilung des briti­
schen Ministeriums für Gesundheitswesen und soziale
Sicherheit in zwei getrennte Ministerien Rechnung zu tra­
gen .

Änderungen bei Anhang 4 der Verordnung (EWG ) Nr .
574 / 72 sind erforderlich , um sowohl der neuen Aufgabe
der belgischen Kasse für Arbeitsunfälle als Verbindungs­
stelle im Zusammenhang mit Arbeitsunfällen als auch der
Aufteilung der dänischen Landesanstalt für soziale Sicher­
heit , der Änderung in der Bezeichnung der deutschen
Verbindungsstelle bei Krankenversicherung und der Tei­
lung des britischen Ministeriums für Gesundheitswesen und
soziale Sicherheit in zwei getrennte Ministerien zu entspre­
chen.

Wegen der eingetretenen Änderung in der Vereinbarung
vom 7 . Februar 1964 zwischen den Niederlanden und
Belgien über Familien- und Geburtsbeihilfen und mit Rück­
sicht auf die Änderungen zur Vereinbarung vom 20 . Juli
1978 zwischen Deutschland und Luxemburg, die sich nicht
mehr auf Sachleistungen der Arbeitsunfall- und Berufs­
krankheitenversicherung erstreckt, ist die Änderung des
Anhangs 5 der Verordnung (EWG) Nr. 574/ 72 erforder­
lich .

Zur Angabe der von den zuständigen Behörden bezeichne­
ten Träger bei Anwendung des Artikels 14c der Verord­
nung (EWG) Nr. 1408 / 71 und des Artikels 12a Nummern
7 und 8 der Verordnung ( EWG ) Nr. 574/72 für Belgien ,
Frankreich , Griechenland , Irland und das Vereinigte
Königreich ist Anhang 10 der Verordnung (EWG) Nr.
574 / 72 in den diese Staaten betreffenden Abschnitten zu
ändern .

Aufgrund der Aufteilung der dänischen Landesanstalt für
soziale Sicherheit und wegen der notwendig gewordenen
Streichung der Verweisung auf Artikel 14c Absatz 1 der
Verordnung (EWG) Nr . 1408 / 71 in Anhang 10 Buchstabe
„C. Deutschland" Nummer 2 Buchstabe c) der Verordnung
(EWG) Nr. 574 / 72 infolge der durch Verordnung (EWG)
Nr. 3811 / 86 herbeigeführten Änderungen sind in Anhang
10 der Verordnung (EWG) Nr. 574 / 72 unter den Buchsta­
ben "B. Dänemark" und „C. Deutschland" die nötigen
Änderungen vorzunehmen.

Es erscheint erforderlich , Anhang 10 Buchstabe „C.
Deutschland" der Verordnung (EWG) Nr. 574 / 72 zu
ändern , weil die Leistungen bei Arbeitsunfall oder Berufs­
krankheit in Deutschland ab 1 . Januar 1991 in die alleinige
Zuständigkeit der deutschen Unfallversicherungsträger fal­
len , weil der frühere Absatz 2 des Artikels 14d der Verord­
nung (EWG) Nr. 1408 / 71 zu Absatz 3 geworden ist und
weil der Änderung in der Bezeichnung der deutschen Ver­
bindungsstelle bei Krankenversicherung Rechnung zu tra­
gen ist .

Der frühere Absatz 2 des Artikels 14d der Verordnung
(EWG) Nr. 1408 /71 ist zu dem neuen Absatz 3 geworden,
so daß die Verweisungen auf diese Bestimmung in Anhang

Artikel 1

Die Verordnung (EWG ) Nr. 1408 / 71 wird wie folgt
geändert :

1 . In Artikel 12 Absatz 4 Zeilen 3 und 4 werden mit
Wirkung vom 2. August 1989 die Worte „gemäß
Artikel 57 Absatz 3 Buchstabe c)" ersetzt durch „ge­
mäß Artikel 57 Absatz 5".

2 . In Artikel 13 Absatz 2 wird folgender Buchstabe
angefügt:

„f) eine Person, die den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats nicht weiterhin unterliegt, ohne
daß die Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats gemäß einer der Vorschriften in den
vorhergehenden Buchstaben oder einer der Aus­
nahmen bzw. Sonderregelungen der Artikel 14
bis 17 auf sie anwendbar würden, unterliegt den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats , in dessen
Gebiet sie wohnt, nach Maßgabe allein dieser
Rechtsvorschriften . "

3 . Artikel 17 erhält folgende Fassung:

„Artikel 17
Ausnahmen von den Artikeln 13 bis 16

Zwei oder mehr Mitgliedstaaten, die zuständigen
Behörden dieser Staaten oder die von diesen Behörden
bezeichneten Stellen können im Interesse bestimmter
Personengruppen oder bestimmter Personen Ausnah­
men von den Artikeln 13 bis 16 vereinbaren ."

4 . Dem Titel II wird folgender Artikel angefügt :

„Artikel 17a

Besondere Vorschriften für Rentner, denen Renten
nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mit­
gliedstaaten geschuldet werden
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Wohnt ein Rentner , dem eine Rente nach den Rechts­
vorschriften eines Mitgliedstaats oder Renten nach
den Rechtsvorschriften von mehreren Mitgliedstaaten
geschuldet werden, im Gebiet eines anderen Mitglied­
staats , so kann er auf Antrag von der Anwendung der
Rechtsvorschriften dieses letzteren Staates freigestellt
werden, sofern er diesen Rechtsvorschriften nicht auf­
grund der Ausübung einer Erwerbstätigkeit unter­
liegt."

5 . In Artikel 39 wird dem Absatz 5 folgender Unterab­
satz angefügt :

„Werden nach den von diesem Träger angewandten
Rechtsvorschriften die Leistungen anhand von Löhnen
und Gehältern berechnet , so berücksichtigt dieser Trä­
ger gemäß den von ihm anzuwendenden Rechtsvor­
schriften die im Land der letzten Beschäftigung und im
Wohnland bezogenen Löhne und Gehälter. Wurden
im Wohnland keine Löhne oder Gehälter bezogen, so
zieht der zuständige Träger entsprechend den Modali­
täten , die in den für ihn geltenden Rechtsvorschriften
vorgesehen sind, die im Land der letzten Beschäftigung
bezogenen Löhne und Gehälter heran."

men wurden, gemäß den von ihm anzuwendenden
Rechtsvorschriften die Rente unter Zugrundelegung
des Ecklohns fest , den er zur Berechnung dieser Lei- .
stungen herangezogen hat."

8 . Dem Kapitel 7 Abschnitt 1 wird folgender Artikel
angefügt:
„Artikel 72a
Vollarbeitslose Arbeitnehmer

Ein vollarbeitsloser Arbeitnehmer, für den Artikel 71
Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) oder Buchstabe b)
Ziffer ii ) erster Satz gilt , bezieht für seine in demselben
Mitgliedstaat wie er wohnenden Familienangehörigen
die Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften
dieses Staates , als ob diese Rechtsvorschriften für ihn
während seiner letzten Beschäftigung gegolten hätten;
dabei ist gegebenenfalls Artikel 72 zu berücksichtigen .
Diese Leistungen gewährt der Träger des Wohnorts zu
seinen Lasten ."

9 . Dem Artikel 94 wird folgender Absatz ' angefügt:

„( 10) Die Ansprüche der Betreffenden, deren Rente
vor Inkrafttreten des Artikels 45 Absatz 8 festgestellt
worden ist , können auf Antrag nach Maßgabe des
Artikels 45 Absatz 8 neu festgestellt werden."

10 . In Anhang I Teil II Buchstabe „L. Vereinigtes König­
reich" werden unter Buchstabe b ) die Worte „Verord­
nung über das ärztliche System der Gruppenpraxis
1973 (Group Practice Medical Scheme Ordinance
1973 )" mit Wirkung vom 1 . April 1988 durch die
Worte „Verordnung über die Gesundheitsfürsorge
(Gesundheitsbehörde Gibraltar) 1987 [Medical ( Gi­
braltar Health Authority) Ordinance 1987]" ersetzt .

11 . In Anhang IV Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich"

i) erhält Buchstabe a ) mit Wirkung vom 29 . Novem­
ber 1984 folgende Fassung:

„a) Großbritannien
Abschnitt 15 und Abschnitt 36 des Gesetzes
über die soziale Sicherheit 1975 (Social Secu­
rity Act 1975 )
Abschnitte 14 , 15 und 16 des Gesetzes über
die Renten der sozialen Sicherheit 1975 (Soci­
al Security Pensions Act 1975 )";

ii ) erhält Buchstabe b ) mit Wirkung vom 29 . Novem­
ber 1984 folgende Fassung:

„b ) Nordirland
Abschnitt 15 und Abschnitt 36 des Gesetzes
über die soziale Sicherheit in Nordirland 1975
[Social Security (Northern Ireland) Act
1975]

Artikel 16 , 17 und 18 der Verordnung über
die Renten der sozialen Sicherheit in Nord­
irland 1975 [Social Security Pensions (Nor­
thern Ireland) Order 1975]."

6 . Dem Artikel 45 wird folgender Absatz angefügt :

„( 8 ) Zeiten der Vollarbeitslosigkeit , während deren
der Arbeitnehmer Leistungen nach Artikel 71 Absatz 1
Buchstabe a ) Ziffer ii ) oder Büchstabe b ) Ziffer ii )
erster Satz bezieht, Werden vom zuständigen Träger
des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet der Arbeitnehmer
wohnt , gemäß den von diesem Träger anzuwendenden
Rechtsvorschriften berücksichtigt , als ob er während
seiner letzten Beschäftigung diesen Rechtsvorschriften
unterlegen hätte .

Können im Aufenthaltsland des Betreffenden zurück­
gelegte Zeiten der Vollarbeitslosigkeit nur berücksich­
tigt werden, wenn dort selbst Beitragszeiten zurückge­
legt worden sind, gilt diese Voraussetzung als erfüllt ,
wenn Beitragszeiten in einem anderen Mitgliedstaat
zurückgelegt wurden ."

7 . Dem Artikel 47 wird folgender Absatz angefügt:

„(4 ) Müssen nach den vom zuständigen Träger eines
Mitgliedstaates angewandten Rechtsvorschriften bei
der Berechnung der Dienstleistungen Löhne und
Gehälter berücksichtigt werden , so stellt der zuständi­
ge Träger dieses Mitgliedstaates , wenn Artikel 45
Absatz 8 Unterabsätze 1 und 2 zur Anwendung
gelangt ist und in einem Mitgliedstaat bei der Feststel­
lung der Rente lediglich Zeiten der Vollarbeitslosigkeit
berücksichtigt werden können, für die Leistungen
gemäß Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffer ii ) bzw.
Buchstabe b) Ziffer ii ) erster Satz in Anspruch genom­
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12 . Anhang VI wird wie folgt geändert :

a) Dem Buchstaben „A. Belgien" wird folgende Nummer angefügt :

„8 . Bei der Anwendung des Artikels 14a Absätze 2 , 3 und 4 , des Artikels 14c
Buchstabe a) und des Artikels 14d der Verordnung (EWG) Nr. 1408 / 71 wird
für die Berechnung des im Bezugsjahr erzielten Arbeitseinkommens, das der
Festsetzung der Beiträge gemäß dem Sozialstatut der Selbständigen zugrunde
gelegt wird , der jahresdurchschnittliche Umrechnungskurs des Jahres , in dem
dieses Einkommen erzielt wurde, herangezogen .

Der Umrechnungskurs ist das jährliche Mittel der gemäß Artikel 107 Absatz 5
der Verordnung ( EWG) Nr . 574/72 im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften veröffentlichten Umrechnungskurse."

b ) Unter Buchstabe „C. Deutschland"

i ) wird Nummer 6 mit Wirkung vom 1 . Januar 1989 gestrichen;

ii ) erhält die Nummer 13 mit Wirkung vom 1 . Januar 1989 folgende Fassung:

„ 13 . Für die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften über die Versiche­
rungspflicht in der deutschen Krankenversicherung der Rentner nach § 5
Absatz 1 Nummer 11 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch ( SGB V) und Arti­
kel 56 Gesundheits-Reformgesetz sind die nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungs- oder Wohn­
zeiten , während deren die betreffende Person Anspruch auf Sachleistungen
im Krankheitsfall hatte, im erforderlichen Umfang wie nach den deut­
schen Rechtsvorschriften zurückgelegte Versicherungszeiten zu berück­
sichtigen, soweit sie sich mit nach diesen Rechtsvorschriften zurückgeleg­
ten Versicherungszeiten überschneiden .";

iii ) erhält die Nummer 14 mit Wirkung vom 1 . Januar 1989 folgende Fassung:

„ 14 . Für die Gewährung von Geldleistungen nach § 47 Absatz 1 Fünftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V), § 200 Absatz 2 und § 561 Absatz 1 Reichsver­
sicherungsordnung (RVO) an Versicherte, die in einem anderen Mitglied­
staat wohnen, berechnen die deutschen Versicherungsträger das für die

' Bemessung der Leistungen maßgebliche Nettoarbeitsentgelt so , als ob sie
in der Bundesrepublik Deutschland wohnten .";

iv) werden folgende Nummern mit Wirkung vom 1 . Januar 1989 angefügt :

„ 17 . Für die Gewährung von Leistungen bei Schwerpflegebedürftigkeit gemäß
§§ 53 ff. Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) im Rahmen der
Sachleistungsaushilfe berücksichtigt der Träger des Wohnorts Versiche­
rungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten nach den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats , als handele es sich um Zeiten, die nach den
für diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden
sind .

18 . Wer eine Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften und eine Rente
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats bezieht , gilt für
die Anwendung des Artikels 27 der Verordnung als Anspruchsberechtigter
in bezug auf Sachleistungen der Kranken- und Mutterschaftsversicherung,
wenn er nach § 8 Absatz 1 Nummer 4 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch
( SGB V) von der Versicherungspflicht in der Krankenversicherung befreit
ist .";

v) wird folgende Nummer mit Wirkung vom 1 . Januar 1986 angefügt:

„ 19 . Als Versicherungszeit wegen Kindererziehung nach den deutschen Rechts­
vorschriften gilt auch die Zeit , in der die Erziehung eines Kindes durch
den betroffenen Arbeitnehmer in einem anderen Mitgliedstaat erfolgt ,
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soweit dieser Arbeitnehmer nach § 6 Absatz 1 Mutterschutzgesetz nicht
beschäftigt werden darf oder Erziehungsurlaub gemäß § 15 Bundeserzie­
hungsgeldgesetz nimmt und er nicht eine geringfügige Beschäftigung
gemäß § 8 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV ) ausgeübt hat ."

c) Dem Buchstaben „G. Irland" wird folgende Nummer angefügt:

„ 10 . Nach Maßgabe der irischen Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten gemäß
Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe f) der Verordnung können

i ) im Zusammenhang mit Titel III der Verordnung nicht als nach Maßgabe
der irischen Rechtsvorschriften zurückgelegte Zeiten gemäß diesem Buch­
staben berücksichtigt werden;

ii ) Irland nicht zum zuständigen Staat für die Zahlung von Leistungen nach
Artikel 18 , Artikel 38 oder Artikel 39 Absatz 1 der Verordnung machen."

d ) Unter Buchstabe „I. Luxemburg"

i ) erhält Nummer 1 mit Wirkung vom 1 . Januar 1988 folgende Fassung:

„1 . Abweichend von Artikel 94 Absatz 2 der Verordnung werden Versiche­
rungszeiten oder gleichgestellte Zeiten, die ein Arbeitnehmer oder Selbstän­
diger vor dem 1 . Januar 1946 oder vor einem in einem zweiseitigen
Abkommen festgelegten früheren Zeitpunkt nach den luxemburgischen
Rechtsvorschriften über die Rentenversicherung für den Fall der Berufs- oder
Erwerbsunfähigkeit, des Alters oder des Todes zurückgelegt hat , nur inso­
weit berücksichtigt , als der Betreffende nach dem entsprechenden Zeitpunkt
sechs Versicherungsmonate im luxemburgischen System nachweisen kann.
Soweit mehrere zweiseitige Abkommen in Betracht kommen, werden die
Versicherungszeiten oder gleichgestellten Zeiten von dem am weitesten
zurückliegenden Zeitpunkt an berücksichtigt .";

ii ) wird folgende Nummer mit Wirkung vom 1 . Januar 1988 angefügt:

„4 . Bei der Anrechnung der Versicherungszeit nach Artikel 171 ,7 Sozialversiche­
rungsordnung berücksichtigt der luxemburgische Träger die von der betref­
fenden Person nach Maßgabe der Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaa­
ten zurückgelegten Versicherungszeiten , als ob es sich um nach Maßgabe der
von ihm angewendeten Rechtsvorschriften zurückgelegte Versicherungszei­
ten handelte. Voraussetzung für die Anwendung dieser Bestimmung ist , daß
der Betreffende zuletzt Versicherungszeiten nach luxemburgischen Rechts­
vorschriften zurückgelegt hat."

e) Unter Buchstabe „J. Niederlande"

i ) wird unter Nummer 1 Buchstabe b) der Satzteil „zu dem Zeitpunkt, zu dem
dieser Artikel auf ihn Anwendung findet" mit Wirkung vom 1 . November 1989
gestrichen;

ii ) wird der Nummer 2 mit Wirkung vom 1 . Januar 1990 folgender Buchstabe
angefügt :

„i ) Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung gelten als
zurückgelegte Versicherungszeiten ausschließlich die Versicherungszeiten ,
die nach Vollendung des 15 . Lebensjahres nach dem niederländischen
Gesetz über die allgemeine Altersversicherung (AOW) zurückgelegt wur­
den.";

iii ) erhält Nummer 3 Buchstabe a) mit Wirkung vom 1 . Januar 1990 folgende
Fassung:

„a ) i ) Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung gelten als
zurückgelegte Versicherungszeiten ausschließlich die Versicherungszei­
ten, die nach Vollendung des 15 . Lebensjahres nach dem niederländi­
schen Gesetz über die Allgemeine Witwen- und Waisenversicherung
(AWW) zurückgelegt wurden.
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ii ) Für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 der Verordnung gelten als
Versicherungszeiten , die nach den niederländischen Rechtsvorschriften
über die Allgemeine Witwen- und Waisenversicherung zurückgelegt
worden sind, auch Zeiten vor dem 1 . Oktober 1959 , in denen der
Arbeitnehmer oder Selbständige nach Vollendung des 15 . Lebensjahres

f im Gebiet der Niederlande gewohnt oder in denen er in den Niederlan­
den eine entlohnte Tätigkeit im Dienst eines in diesem Mitgliedstaat
ansässigen Arbeitgebers ausgeübt hat, während er im Gebiet eines
anderen Mitgliedstaats wohnte ."

f) Unter Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich"

i) werden unter Nummer 3 Buchstabe b) nach den Worten „Gelten nach Titel II
der Verordnung" folgende Worte eingefügt : „unter Ausschluß des Artikels 13
Absatz 2 Buchstabe f)";

ii ) erhält Nummer 4 mit Wirkung vom 1 . April 1988 folgende Fassung:
„4 . Die nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs gewährte

Witwenpauschale (widow's payment) gilt im Zusammenhang mit Kapitel 3
der Verordnung als Hinterbliebenenrente.";

iii ) werden unter Nummer 5 nach den Worten „Sind nach Titel II der Verordnung"
folgende Worte eingefügt : „unter Ausschluß des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe
f)";

iv ) erhält Nummer 13 . 1 folgende Fassung:

„ 13 . l.Bei der Berechnung des Entgeltfaktors (earnings factor) zur Feststellung
des Leistungsanspruchs nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten
Königreichs wird vorbehaltlich der Nummer 15 jede Woche, während
deren für den Arbeitnehmer oder Selbständigen die Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaats galten und die im betreffenden Einkommen­
steuerjahr im Sinne der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs
begonnen hat, wie folgt gezählt :

a ) für Zeiten vom 6 . April 1975 bis 5 . April 1987 :
i ) für jede Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnwoche als

Arbeitnehmer wird die betreffende Person so angesehen, als habe
sie als Arbeitnehmer (employed earner) den Beitrag für ein
Entgelt in Höhe von zwei Dritteln der Entgeltobergrenze für diese
Woche entrichtet;

ii ) für jede Versicherungs-, Erwerbstätigkeits- oder Wohnwoche als
Selbständiger wird die betreffende Person so angesehen, als habe
sie als Selbständiger einen Beitrag in Klasse 2 entrichtet ;

b ) für Zeiten ab dem 6 . April 1987 :
i ) für jede Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnwoche als

Arbeitnehmer wird die betreffende Person so angesehen, als habe
sie ein wöchentliches Entgelt bezogen, auf das Arbeitnehmerbei­
träge in Höhe von zwei Dritteln der für diese Woche gültigen
Entgeltobergrenze entrichtet ' worden sind;

ii ) für jede Versicherungs-, Erwerbstätigkeits- oder Wohnwoche als
Selbständiger wird die betreffende Person so angesehen, als habe
sie als Selbständiger einen Beitrag in Klasse 2 entrichtet ;

c) für jede volle Woche, für die die betreffende Person eine einer
Versicherungszeit , Beschäftigungszeit bzw. Zeit einer selbständigen
Tätigkeit oder Wohnzeit gleichgestellte Zeit geltend machen kann,
wird sie so angesehen, als seien ihr Beiträge bzw. Entgelte in dem
Umfang gutgeschrieben worden, der erforderlich ist, um ihren
Gesamtentgeltfaktor für dieses Steuerjähr auf die Höhe zu bringen,
die gefordert ist , damit dieses Steuerjahr zu einem anrechnungsfähi­
gen Jahr (reckonable year) im Sinne der Rechtsvorschriften des
Vereinigten Königreichs über die Beitrags- bzw. Entgeltgutschrift
wird .";
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v) erhält Nummer 13.2 Buchstabe a) folgende Fassung:
„a) Hat ein Arbeitnehmer in einem Einkommensteuerjahr, das am oder nach

dem 6 . April 1975 beginnt , Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzei­
ten ausschließlich in einem anderen Mitgliedstaat als dem Vereinigten
Königreich zurückgelegt und führt die Anwendung des Absatzes 1 Buchsta­
be a) Ziffer i ) oder des Absatzes 1 Buchstabe b ) Ziffer i) dazu, daß dieses
Jahr für die Anwendung des Artikels 46 Absatz 2 Buchstabe a) der
Verordnung als anspruchswirksames Jahr im Sinne der Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs zählt , so wird davon ausgegangen , daß er in
diesem Jahr 52 Wochen lang in dem anderen Mitgliedstaat versichert
gewesen ist .";

vi ) werden folgende Nummern angefügt :
„17 . Für die Begründung des Anspruchs auf Schwerbeschädigtengeld gilt für

Arbeitnehmer oder Selbständige , die nach Titel II der Verordnung unter
Ausschluß des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe f) den Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs unterliegen oder unterlagen , folgendes:

a) Es wird davon ausgegangen, daß sie während des gesamten Zeit­
raums, während dessen sie eine Tätigkeit als Arbeitnehmer oder
Selbständige ausgeübt haben und den Rechtsvorschriften des Vereinig­
ten Königreichs unterlagen , im Vereinigten Königreich anwesend oder
wohnhaft waren , obwohl sie in einem anderen Mitgliedstaat wohnten
oder sich dort aufhielten ;

b ) sie haben Anspruch darauf, daß Versicherungszeiten , die sie als
Arbeitnehmer oder Selbständige im Hoheitsgebiet oder nach Maßgabe
der Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats zurückgelegt
haben, Zeiten der Anwesenheit oder des Wohnens im Vereinigten
Königreich gleichgestellt werden .

18 . Nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs
zurückgelegte Zeiten gemäß Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe f) der Verord­
nung können
i ) im Zusammenhang mit Titel III der Verordnung nicht aufgrund dieser

Bestimmung als nach den Rechtsvorschriften des Vereinigten König­
reichs zurückgelegte Zeiten berücksichtigt werden;

ii ) das Vereinigte Königreich nicht zum zuständigen Staat für die Zah­
lung von Leistungen nach Artikel 18 , Artikel 38 oder Artikel 39
Absatz 1 der Verordnung machen .

19 . Für eine Person, die als Arbeitnehmer oder Selbständiger früher den
Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs unterlag, gelten vorbe­
haltlich mit einzelnen Mitgliedstaaten geschlossener Vereinbarungen für
die Anwendung des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe f) der Verordnung
und des Artikel 10b der Durchführungsverordnung die Rechtsvorschriften
des Vereinigten Königreichs nach Ablauf des letzten der drei folgenden
Tage nicht weiter:
a) der Tag, an dem der Wohnsitz in den in Artikel 13 Absatz 2

Buchstabe f) genannten anderen Mitgliedstaat verlegt wird;
b) der Tag, an dem die dauernde oder vorübergehende Arbeitnehmer­

oder Selbständigentätigkeit, während deren diese Person den Rechts­
vorschriften des Vereinigten Königreichs unterlag, eingestellt wird ;

c) der letzte Tag eines Zeitraums, in dem britische Leistungen wegen
Krankheit , Mutterschaft (einschließlich Sachleistungen, für deren
Gewährung das Vereinigte Königreich der zuständige Staat ist) oder
Arbeitslosigkeit bezogen wurden und der:
i ) vor dem Tag des Wohnsitzwechsels in einen anderen Mitgliedstaat

begann oder — bei späterem Beginn —
ii) unmittelbar auf die Aufnahme einer Beschäftigung oder Selbstän­

digentätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat folgte , während
diese Person noch Rechtsvorschriften des Vereinigten Königreichs
unterlag.
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20 . Die Tatsache , daß eine Person nach Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe f) der
Verordnung, Artikel 10b der Durchführungsverordnung und Nummer 19
oben den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats unterstellt wird,
steht folgender Regelung nicht entgegen :

a ) Die Bestimmungen für Arbeitnehmer oder Selbständige in Titel III
Kapitel 1 und Kapitel 2 Abschnitt 1 sowie in Artikel 40 Absatz 2 der
Verordnung werden vom Vereinigten Königreich als dem zuständigen
Staat auf sie angewandt , wenn sie im Sinne dieser Bestimmungen
Arbeitnehmer oder Selbständiger bleibt und zuletzt nach den Rechts­
vorschriften des Vereinigten Königreichs als solcher versichert war ;

b ) für die Anwendung des Titels III Kapitel 7 und 8 der Verordnung oder
des Artikels 10 oder 10a der Durchführungsverordnung wird sie als
Arbeitnehmer oder Selbständiger behandelt , sofern nach Buchstabe a)
Leistungen des Vereinigten Königreichs gemäß Titel III Kapitel 1 zu
zahlen sind."

Artikel 2

Die Verordnung (EWG) Nr. 574/ 72 wird wie folgt geändert:

1 . In Artikel 4 Absatz 10

i) werden unter Buchstabe a) mit Wirkung vom 1 . Januar 1987 nach dem Wort
„Verordnung" die Worte „Artikel 14c" eingefügt und die Worte „Artikel 14d Ab­
satz 2" durch „Artikel 14d Absatz 3" ersetzt;

ii ) werden unter Buchstabe b) nach „Artikel 6 Absatz 1 " die Worte „Artikel 8 , Artikel
10b" eingefügt.

2 . Dem Titel III wird folgender Artikel angefügt:

„Artikel 10b

Formvorschriften für die Durchführung von Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe f) der
Verordnung

Der Zeitpunkt und die Voraussetzungen , zu denen die Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats nicht weiter für die in Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe f) der Verordnung
genannte Person gelten, werden nach diesen Rechtsvorschriften bestimmt . Der Träger ,
den die zuständige Behörde des Mitgliedstaats bezeichnet , dessen Rechtsvorschriften
auf diese Person anwendbar werden , erkundigt sich bei dem von der zuständigen
Behprde des ersten Mitgliedstaats bezeichneten Träger nach diesem Zeitpunkt."

3 . In Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe a) werden nach den Worten „Artikel 12 Absätze 2, 3
und 4" die Worte „Artikel 14d Absatz 1 " eingefügt .

4 . In Anhang 1 Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich"

i) erhält Nummer 1 mit Wirkung vom 25 . Juli 1988 folgende Fassung:

„1 . Secretary of State for Social Security (Minister für soziale Sicherheit ), Lon­
don";

ii ) wird folgende Nummer mit Wirkung vom 25 . Juli 1988 eingefügt:

„la . Secretary of State for Health (Minister für Gesundheitswesen), London";

iii ) erhält Nummer 6 mit Wirkung vom 1 . April 1988 folgende Fassung:

„6 . Director of the Gibraltar Health Authority (Direktor der Gesundheitsbehörde
Gibraltar)".
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5 . Anhang 2 wird wie folgt geändert :

a ) Unter Buchstabe „B. Dänemark" werden folgende Änderungen mit Wirkung vom
1 . Juli 1989 vorgenommen:

i ) Unter Nummer 2 Buchstabe a) wird „Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für
soziale Sicherheit )" zu „Socialministeriet (Ministerium für soziale Fragen)";

ii ) unter Nummer 3 Buchstabe a) wird „Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für
soziale Sicherheit)" zu „Socialministeriet (Ministerium für soziale Fragen)";

iii ) unter Nummer 4 Buchstabe a) wird „Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für
soziale Sicherheit)" zu „Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeitsunfallverwal­
tung)".

b ) Unter Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich"

i) wird unter Nummer 1 der Absatz betreffend Gibraltar mit Wirkung vom
1 . April 1988 wie folgt gefaßt : „Gibraltar Health Authority (Gesundheitsbehör­
de Gibraltar)";

ii ) werden unter Nummer 2 in dem Absatz betreffend Großbritannien die Worte
„Health and ... (Gesundheitswesen und ...)" mit Wirkung vom 25 . Juli 1988
gestrichen .

6 . Anhang 3 wird wie folgt geändert :

a ) Unter Buchstabe „B. Dänemark" werden folgende Änderungen mit Wirkung vom
1 . Juli 1989 vorgenommen:

— Unter Nummer „I. TRÄGER DES WOHNORTS"

i ) wird unter Buchstabe b ) und unter Buchstabe c) Ziffer i ) „Sikringsstyrelsen
(Staatliche Anstalt für soziale Sicherheit)" zu „Socialministeriet (Ministerium
für soziale Fragen)";

ii ) wird unter Buchstabe d) Ziffer i ) „Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt für
soziale Sicherheit)" zu „Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeitsunfallverwal­
tung)";

iii ) wird unter Buchstabe e) „Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale
Sicherheit )" zu „Socialministeriet (Ministerium für soziale Fragen)".

— Unter Nummer „II . TRÄGER DES AUFENTHALTSORTS" wird unter Buchstabe
b) Ziffer i ) „Sikringsstyrelsen ( Staatliche Anstalt für soziale Sicherheit)" zu
„Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeitsunfallverwaltung)".

b ) Unter Buchstabe „C. Deutschland" erhält Nummer 2 mit Wirkung vom 1 . Januar
1991 folgende Fassung:

„2 . Unfallversicherung:
in allen Fällen Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften ,
St . Augustin".

c) Unter Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich"

i ) wird unter Nummer 1 der Absatz betreffend Gibraltar mit Wirkung vom
1 . April 1988 wie folgt gefaßt : „Gibraltar : Gibraltar Health Authority ( Gesund­
heitsbehörde Gibraltar)";

ii ) werden unter Nummer 2 in dem Absatz betreffend Großbritannien die Worte
„Health and... (Gesundheitswesen und ...)" mit Wirkung vom 25 . Juli 1988
gestrichen ;

iii ) werden unter Nummer 3 in dem Absatz betreffend Großbritannien die Worte
„Health and ... (Gesundheitswesen und ...)" mit Wirkung vom 25 . Juli 1988
gestrichen ;
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7. Anhang 4 wird wie folgt geändert :

a ) Unter Buchstabe „A. Belgien" erhält Nummer 4 mit Wirkung vom 1 . Januar 1988
folgende Fassung :
„4 . Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

a ) Arbeitsunfälle :
Fonds des accidents du travail , Bruxelles — Fonds voor arbeidsongevallen ,
Brussel (Kasse für Arbeitsunfälle);

b ) Berufskrankheiten :
Ministère de la Prévoyance sociale , Bruxelles — Ministerie voor Sociale
Voorzorg, Brüssel (Ministerium für Sozialordnung)".

b ) Unter Buchstabe „B. Dänemark" werden folgende Änderungen mit Wirkung vom
1 . Juli 1989 vorgenommen:
i) Unter den Nummern 1 , 2 , 3 , 5 , 6 und 7 wird „Sikringsstyrelsen (Staatliche

Anstalt für soziale Sicherheit)« zu „Socialministeriet (Ministerium für soziale
Fragen)";

ii ) unter Nummer 4 wird „Sikringsstyrelsen (Staatliche Verwaltung für soziale
Sicherheit)" zu „Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeitsunfallverwaltung)".

c) Unter Buchstabe „C. Deutschland" wird „Bundesverband der Ortskrankenkassen"
mit Wirkung vom 1 . Januar 1991 zu „AOK-Bundesverband".

d) Unter Buchstabe ,,L . Vereinigtes Königreich" werden in dem Absatz betreffend
Großbritannien die Worte „Health and ... (Gesundheitswesen und ...)" mit Wir­
kung vom 25 . Juli 1988 gestrichen .

8 . Anhang 5 wird wie folgt geändert :

a ) Unter Nummer „9 . Belgien — Niederlande" wird unter Buchstabe a) die Verwei­
sung auf Artikel 6 mit Wirkung vom 1 . April 1985 gestrichen .

b ) Unter Nummer „27. Deutschland — Luxemburg" wird der Buchstabe e) mit
Wirkung vom 1 . Januar 1989 gestrichen.

9 . Anhang 6 Buchstabe „F. Griechenland" erhält folgende Fassung:

„F. Griechenland

Rentenversicherung der Arbeitnehmer und Selbständigen (Invalidität, Alter ,
Tod):

unmittelbare Zahlung".

10 . Anhang 10 wird wie folgt geändert:

a ) Unter Buchstabe „A. Belgien" wird folgende Nummer eingefügt :
„3a . Bei Anwendung des Artikels 14c der Verordnung und des Artikels 12a der

Durchführungsverordnung:
Arbeitnehmertätigkeit :
Office national de sécurité sociale , Bruxelles — Rijksdienst voor maat­
schappelijke zekerheid , Brussel (Landesanstalt für soziale Sicherheit);
Selbständigentätigkeit :
Institut national d'assurances sociales pour travailleurs indépendants ,
Bruxelles — Rijksinstituut voor de sociale verzekeringen der zelfstandi­
gen , Brüssel (Landessozialversicherungsanstalt für Selbständige)".

b ) Unter Buchstabe „B. Dänemark" werden folgende Änderungen mit Wirkung vom
1 . Juli 1989 vorgenommen:
i) Unter den Nummern 1 , 2 , 3 , 6 und 7 wird „Sikringsstyrelsen (Staatliche Anstalt

für soziale Sicherheit )" zu „Socialministeriet (Ministerium für soziale Fragen)";
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ii) Nummer 7 erhält folgende Fassung :

„7 . Bei Anwendung des Artikels 110 der Durchführungsverordnung:

a ) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 1 bis 3 sowie Kapitel 5 , 7 und 8 der
Verordnung:
Socialministeriet (Ministerium für soziale Fragen), København,

b ) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 4 der Verordnung:
Arbejdsskadestyrelsen (Landesarbeitsunfallverwaltung) , København ,

c) Leistungen gemäß Titel III Kapitel 6 der Verordnung:
Direktoratet for Arbejdsløshedsforsikringen (Landesamt für Arbeitslo­
senversicherung), København".

c) Unter Buchstabe „C. Deutschland"

i) wird unter Nummer 2 Buchstabe c) Satz 1 nach „des Artikels 14c" die Angabe
„Absatz 1 " mit Wirkung vom 1 . Januar 1987 gestrichen;

ii ) erhält Nummer 2 Buchstabe c) Ziffer ii ) mit Wirkung vom 1 . Januar 1989
folgende Fassung:
„Nicht krankenversicherte Personen :

S

bei Angestellten : Bundesversicherungsanstalt für Angestellte , Berlin ;
bei Arbeitern : der jeweils zuständige Träger der Rentenversicherung der
Arbeiter";

iii ) wird unter Nummer 3 „Bundesverband der Ortskrankenkassen" mit Wirkung
vom 1 . Januar 1991 zu „AOK-Bundesverband";

iv ) erhält Nummer 8 mit Wirkung vom 1 . Januar 1991 folgende Fassung:

„8 . Bei Anwendung

a ) des Artikels 36 der Verordnung und des Artikels 102 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung:
AOK-Bundesverband, Bonn 2 ,

b ) des Artikels 63 der Verordnung und des Artikels 102 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung:
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften , St . Augu­
stin ,

c) des Artikels 75 der Verordnung und des Artikels 102 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung:
Bundesanstalt für Arbeit , Nürnberg";

v) wird unter Nummer 9 Buchstabe a) „Bundesverband der Ortskrankenkassen"
mit Wirkung vom 1 . Januar 1991 zu „AOK-Bundesverband";

vi ) erhält Nummer 9 Buchstabe b ) mit Wirkung vom 1 . Januar 1991 folgende
Fassung :

„b) Erstattungen von Sachleistungen , die nichtleistungsberechtigten Arbeit­
nehmern bei Vorlage der Bescheinigung nach Artikel 62 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung gewährt wurden :
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften , St . Augustin";

vii) wird unter Nummer 10 „Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 2 der
Verordnung" mit Wirkung vom 1 . Januar 1987 zu „Bei Anwendung des
Artikels 14d Absatz 3 der Verordnung".
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d) Unter Buchstabe „E. Frankreich" wird folgende Nummer eingefügt :
„4a . Bei Anwendung des Artikels 14c der Verordnung und des Artikels 12a

Absätze 7 und 8 der Durchführungsverordnung :
a ) Artikel 12a Absatz 7 der Durchführungsverordnung:

i ) Arbeitnehmertätigkeit in Frankreich und nichtlandwirtschaftliche selb­
ständige Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat :
Caisse mutuelle regionale (Regionale Krankenkasse auf Gegenseitig­
keit );

ii ) Arbeitnehmertätigkeit in Frankreich und landwirtschaftliche selbstän­
dige Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat:
Caisse de mutualité sociale agricole (Gegenseitigkeitskasse der Sozial­
versicherung in der Landwirtschaft);

b ) Artikel 12a Absatz 8 der Durchführungsverordnung:
i ) Nichtlandwirtschaftliche selbständige Tätigkeit in Frankreich :

Caisse mutuelle regionale (Regionale Krankenkasse auf Gegenseitig­
keit);

ii ) Landwirtschaftliche selbständige Tätigkeit in Frankreich :
Caisse de mutualite sociale agricole (Gegenseitigkeitskasse der Sozial­
versicherung in der Landwirtschaft );

c) bei nichtlandwirtschaftlicher selbständiger Tätigkeit in Frankreich und
Arbeitnehmertätigkeit in Luxemburg ist dem Betreffenden der Vordruck E
101 auszustellen , der ihn der Caisse mutuelle regionale (Regionale Kran­
kenkasse auf Gegenseitigkeit) vorlegt".

e) Unter Buchstabe „F. Griechenland"
i) wird folgende Nummer eingefügt:

„4a . Bei Anwendung des Artikels 14c der Verordnung (EWG) Nr. 1408 /71
und des Artikels 12a der Verordnung (EWG) Nr. 574 / 72:
a ) im allgemeinen :

Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα (Sozialversiche­
rungsanstalt, Athen)

b ) für Seeleute :
Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), ( Rentenkasse für Seeleute ,
Piräus)";

ii ) wird unter Nummer 5 „Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 2" mit Wirkung
vom 1 . Januar 1987 zu „Bei Anwendung des Artikels 14d Absatz 3";

iii ) wird Nummer 9 wie folgt geändert:
— Der einleitende Satzteil erhält folgende Fassung:

„Bei Anwendung des Artikels 102 Absatz 2 der Durchführungsverord­
nung";

— Buchstabe b) erhält folgende Fassung :
„b) Leistungen für Seeleute:

Οίκος Ναύτου, Πειραιάς (Haus der Seeleute, Piräus)";
iv ) wird folgende Nummer angefügt :

„9a . Bei Anwendung des Artikels 110 der Durchführungsverordnung:
a ) Familienbeihilfen , Arbeitslosigkeit :

Οργανισμός Απασχολήσεως Εργατικού Δυναμικού (ΟΑΕΔ), Αθή­
να (Amt für Beschäftigung der Arbeitskräfte , Athen).

b ) Leistungen für Seeleute ;
Ναυτικό Απομαχικό Ταμείο (NAT), Πειραιάς (Pensionskasse der
Seeleute , Piräus);

c) sonstige Leistungen :
Ίδρυμα Κοινωνικών Ασφαλίσεων (IKA), Αθήνα (Sozialversiche­
rungsanstalt, Athen)".
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£) Unter Buchstabe „G. Irland" werden unter Nummer 1 nach den Worten „Bei
Anwendung" die Worte „des Artikels 14c der Verordnung und" eingefügt .

g) Unter Buchstabe „I. Luxemburg" wird unter Nummer 1 „Bei Anwendung des
Artikels 14d Absatz 2" mit Wirkung vom 1 . Januar 1987 zu „Bei Anwendung des
Artikels 14d Absatz 3".

h ) Unter Buchstabe „J. Niederlande" werden unter Nummer 1 nach den Worten „Bei
Anwendung" die Worte „des Artikels 17 der Verordnung und" mit Wirkung vom
1 . April 1990 eingefügt .

i ) Unter Buchstabe „L. Vereinigtes Königreich"
i ) erhält Nummer 1 folgende Fassung:

„1 . Bei Anwendung des Artikels 14c , des Artikels 14d Absatz 3 , des Artikels
17, des Artikels 36 und des Artikels 63 der Verordnung sowie des Artikels

» 6 Absatz 1 , des Artikels 8 , des Artikels 11 Absatz 1 , des Artikels IIa
Absatz 1 , des Artikels 12a , des Artikels 13 Absätze 2 und 3 , des Artikels 14
Absätze 1 , 2 und 3 , des Artikels 38 Absatz 1 , des Artikels 70 Absatz 1 , des
Artikels 80 Absatz 2 , des Artikels 81 , des Artikels 82 Absatz 2, des Artikels
91 Absatz 2 , des Artikels 102 Absatz 2, des Artikels 109 , des Artikels 110
und des Artikels 113 Absatz 2 der Durchführungsverordnung :
Großbritannien:

Department of Social Security (Overseas Branch) (Ministerium für soziale
Sicherheit — Internationaler Dienst), Newcastle-upon-Tyne NE98 1YX
Nordirland (mit Ausnahme des Artikels 36 und des Artikels 63 der
Verordnung und des Artikels 102 Absatz 2 und des Artikels 113 Absatz 2
der Durchführungsverordnung — siehe dafür Großbritannien):
Department of Health and Social Services (Overseas Branch ) (Ministerium
für Gesundheitswesen und Sozialdienste — Internationaler Dienst), Belfast
BT1 5DP";

ii) erhält Nummer 2 folgende Fassung:

„2 . Bei Anwendung des Artikels 85 Absatz 2 , des Artikels 86 Absatz 2 und des
Artikels 89 Absatz 1 der Durchführungsverordnung:
Großbritannien:

Department of Social Security, Child Benefit Ceiitre (Ministerium für
soziale Sicherheit — Kindergeldstelle), Newcastle-upon-Tyne NE8 8 IAA
Nordirland :

Department of Health and Social Services (Overseas Branch) (Ministerium
für Gesundheitswesen und Sozialdienste — Internationaler Dienst), Belfast
BT1 5DP".

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Geschehen zu Luxemburg am 25 . Juni 1991 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

J. C. JUNCKER



Nr. L 206 / 16 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 29 . 7 . 91

II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 25 . Juni 1991

zur Änderung der Richtlinie 83 /477/EWG über den Schutz der Arbeitnehmer gegen
Gefährdung durch Asbest am Arbeitsplatz (Zweite Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 8

der Richtlinie 80/ 1 107/EWG)

(91 / 382 / EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Die Mitteilung der Kommission über ihr Aktionsprogramm
für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 4 ) sieht den Erlaß von Richtlinien vor, die die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer
gewährleisten sollen.

In seiner Entschließung vom 21 . Dezember 1987 in bezug
auf Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz ( 5 ) nimmt der Rat die Absicht der Kommission
zur Kenntnis , ihm in Kürze Mindestvorschriften auf
Gemeinschaftsebene über den Schutz vor Gefahren auf­
grund gefährlicher , einschließlich krebserregender Stoffe
vorzuschlagen . In diesem Zusammenhang wäre nach Auf­
fassung des Rates der Grundsatz der Substitution durch
einen anerkanntermaßen nicht oder weniger gefährlichen
Stoff zugrunde zu legen .

Asbest ist ein besonders gefährlicher Stoff, der zu schweren
Krankheiten führen kann und der an vielen Arbeitsplätzen
in unterschiedlichen Formen auftritt .

Unter Berücksichtigung der Fortschritte bei den wissen­
schaftlichen Kenntnissen und der Technologie sowie unter
Berücksichtigung der Erfahrungen bei der Anwendung der
Richtlinie 83 /477 / EWG des Rates vom 19 . September
1983 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung
durch Asbest am Arbeitsplatz (Zweite Einzelrichtlinie im
Sinne des Artikels 8 der Richtlinie 80 / 1107 / EWG) ( 6) ist

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 118a ,

auf Vorschlag der Kommission , ausgearbeitet nach Stel­
lungnahme des Beratenden Ausschusses für Sicherheit ,
Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits­
platz (!),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

In Artikel 118a des Vertrages ist vorgesehen, daß der Rat
durch Richtlinien Mindestvorschriften festlegt, die die Ver­
besserung insbesondere der Arbeitsumwelt fördern , um die
Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer verstärkt
zu schützen .

Nach demselben Artikel sollen diese Richtlinien keine ver­
waltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen
vorschreiben, die der Gründung und Entwicklung von
Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen .

f 1 ) ABl . Nr. C 161 vom 30 . 6 . 1990, S. 14 .
( 2 ) ABl . Nr. C 284 vom 12 . 11 . 1990 , S. 98 , und

ABl . Nr. C 129 vom 20 . 5 . 1991 , S. 93 .
(4 ) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 3 .

( 3 ) ABl . Nr. C 332 vom 31 . 12 . 1990 , S. 162 .
(*) ABl . Nr . C 28 vom 3 . 2 . 1988 , S. 1 .
( 6 ) ABl . Nr. L 263 vom 24 . 9 . 1983 , S. 25 .
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2 . Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

Die Spritzverarbeitung von Asbest mittels Beflockung
sowie Tätigkeiten, bei denen asbesthaltige Isoliermate­
rialien oder Dämmstoffe mit geringer Dichte (weniger
als 1 g/cm3 ) verarbeitet werden , sind untersagt ."

3 . Artikel 7 Nummer 1 Unterabsatz 3 erhält folgende
Fassung:

„Der Rat überprüft vor dem 31 . Dezember 1995 gemäß
Artikel 118a des Vertrags insbesondere unter Berück­
sichtigung der Fortschritte bei den wissenschaftlichen
Kenntnissen und der Technologie sowie unter Berück­
sichtigung der Erfahrungen mit der Anwendung dieser
Richtlinie die Bestimmungen von Unterabsatz 1 Satz 1
im Hinblick auf die Festlegung eines einheitlichen Meß­
verfahrens für den Asbestgehalt in der Luft auf Gemein­
schaftsebene. "

der Schutz der Arbeitnehmer zu verbessern und sind die in
der Richtlinie 83 / 477 / EWG vorgesehenen Auslöseschwel­
len und Grenzwerte zu senken .

Das Verbot der Spritzverarbeitung von Asbest mittels
Beflockung reicht nicht aus , um eine Freisetzung von
Asbestfasern in die Atmosphäre zu verhindern ; es sollten
daher auch andere Tätigkeiten verboten werden, bei denen
bestimmte asbesthaltige Materialien verarbeitet werden .

Eine Entscheidung im Hinblick auf die Festlegung eines
einzigen Verfahrens auf Gemeinschaftsebene zum Messen
des Asbestgehaltes in der Luft kann noch nicht getroffen
werden .

Diese Richtlinie sollte bis zum 31 . Dezember 1995 einer
Überprüfung unterzogen werden , wobei insbesondere die
Fortschritte bei den wissenschaftlichen Kenntnissen und der
Technologie sowie die bei der Anwendung dieser Richtlinie
gemachte Erfahrung berücksichtigt werden .

Gemäß dem Beschluß 74/325 / EWG (*), zuletzt geändert
durch die Beitrittsakte von 1985 , wird der Beratende
Ausschuß für Sicherheit , Arbeitshygiene und Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz im Hinblick auf die Ausarbeitung
von Vorschlägen in diesem Bereich von der Kommission
konsultiert —

4. Artikel 8 erhält folgende Fassung:

„Artikel 8

Folgende Grenzwerte werden angewandt: '

a ) Konzentration von Chrysotil-Fasern in der Luft am
Arbeitsplatz :

0,60 Fasern je cm3 , gemessen oder berechnet für
eine Referenzzeit von acht Stunden;

b) Konzentration von Fasern aller sonstigen Asbestar­
ten , allein oder in Gemischen einschließlich chryso­
tilhaltiger Gemische, in der Luft am Arbeitsplatz:

0,30 Fasern je cm3 , gemessen oder berechnet für
eine Referenzzeit von acht Stunden."

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Richtlinie 83 /477 /EWG wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3 ) Ergibt sich aus der Ermittlung nach Absatz 2 , daß
die Konzentration von Asbestfasern in der Luft am
Arbeitsplatz bei Fehlen jeglicher persönlicher Schutz­
ausrüstung je nach der von den Mitgliedstaaten gewähl­
ten Regelung aufgrund von Berechnungen oder Mes­
sungen

a) für Chrysotil
— niedriger liegt als 0,20 Fasern je cm3 für eine

Referenzzeit von acht Stunden und/ oder

— während eines Zeitraums von drei Monaten eine
Gesamtdosis von insgesamt 12,00 Fasern mal
Tage je cm3 nicht erreicht hat ,

b ) für alle sonstigen Asbestarten , allein oder in Gemi­
schen einschließlich chrysotilhaltiger Gemische ,
— niedriger liegt als 0,10 Fasern je cm3 für eine

Referenzzeit von acht Stunden und/ oder

— während eines Zeitraums von drei Monaten eine
Gesamtdosis von 6,00 Fasern mal Tage je cm3
nicht erreicht hat ,

so sind die Artikel 4 , 7 und 13 , Artikel 14 Absatz 2
sowie die Artikel 15 und 16 nicht anwendbar."

5 . Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 7 Nummer 1 Unter­
absatz 3 überprüft der Rat diese Richtlinie bis zum
31 . Dezember 1995 gemäß Artikel 118a des Vertrages
insbesondere unter Berücksichtigung der Fortschritte

' bei den wissenschaftlichen Kenntnissen und der Tech­
nologie sowie unter Berücksichtigung der Erfahrungen
mit der Anwendung dieser Richtlinie.

(2 ) Die erforderlichen Änderungen zur Anpassung der
Anhänge dieser Richtlinie an den technischen Fort­
schritt werden nach dem Verfahren der Artikel 9 und
10 der Richtlinie 80 / 1107 / EWG des Rates vom
27. November 1980 zum Schutz der Arbeitnehmer vor
der Gefährdung durch chemische, physikalische und
biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit (*) vorgenom­
men.

(*) ABl . Nr. L 327 vom 3 . 12 . 1980, S. 8 ."

( l ) ABl . Nr. L 185 vom 9 . 7 . 1974 , S. 15 .
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Bezug oder werden sie bei ihrer amtlichen Veröffentlichung
von einer entsprechenden Bezugnahme begleitet . Die Ein­
zelheiten dieser Bezugnahme regeln die Mitgliedstaaten .

Hinsichtlich der Asbestgewinnung wird das in Unterab­
satz 1 genannte Datum des 1 . Januar 1993 jedoch durch
den 1 . Januar 1996 ersetzt .

Für die Griechische Republik gelten jedoch folgende Zeit­
punkte :

— statt des Zeitpunkts nach Unterabsatz 1 gilt der
1 . Januar 1996 ;

— statt des Zeitpunkts nach Unterabsatz 4 gilt der
1 . Januar 1999 .

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die inner­
staatlichen Rechtsvorschriften mit , die sie auf dem unter
diese Richtlinie fällenden Gebiet erlassen .

6 . Artikel 12 wird wie folgt geändert :

a) In Absätz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt :

„Auf Verlangen der zuständigen Behörden muß der
Arbeitsplan Angaben über folgende Punkte enthal­
ten :

— Art und voraussichtliche Dauer der Arbeiten;
— Ort der Ausführung der Arbeiten;
— Arbeitsweise, wenn bei den Arbeiten mit Asbest

oder asbesthaltigen Materialien umgegangen
wird;

— Eigenschaften der Ausrüstungen für
— den Schutz und die Dekontaminierung des

mit Asbest betrauten Personals ;
— den Schutz sonstiger Personen , die sich am

Ort der Arbeiten oder in dessen Nähe auf­
halten."

b) Folgender Absatz wird angefügt :
„(3 ) Auf Verlangen der zuständigen Behörden muß
ihnen der in Absatz 1 genannte Arbeitsplan vor
Beginn der vorgesehenen Arbeiten bekanntgegeben
werden." Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Luxemburg am 25 . Juni 1991 .

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften , um dieser Richtlinie bis spä­
testens 1 . Januar 1993 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen , neh­
men diese Vorschriften selbst auf die vorliegende Richtlinie

Im Namen des Rates

Der Präsident

J.-C . JUNCKER
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RICHTLINIE DES RATES

vom 25 . Juni 1991

zur Ergänzung der Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits­
schutzes von Arbeitnehmern mit befristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis

(91 / 383 /EWG )

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Die Richtlinien auf dem Gebiet der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz , insbesondere die
Richtlinie 89 / 391 / EWG des Rates vom 12 . Juni 1989 über
die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer
bei der Arbeit (4 ), enthalten Vorschriften, die auf die Ver­
besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Arbeitnehmer im allgemeinen abzielen .

Die besondere Lage der Arbeitnehmer mit befristetem
Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis und die beson­
deren Risiken, denen sie in einigen Bereichen ausgesetzt
sind, erfordern besondere ergänzende Vorschriften , insbe­
sondere über die Unterrichtung, die Unterweisung und die
ärztliche Überwachung der betreffenden Arbeitnehmer.

Diese Richtlinie soll einen konkreten Beitrag zur Ver­
wirklichung der sozialen Dimension des Binnenmarktes
leisten —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 118a,

auf Vorschlag der Kommission (*),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament (2 ),

• nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Artikel 118a des Vertrages sieht vor , daß der Rat durch
Richtlinien Mindestvorschriften festlegt , die die Verbesse­
rung insbesondere der Arbeitsumwelt fördern , um die
Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer verstärkt
zu schützen .

Gemäß diesem Artikel sollen diese Richtlinien keine ver­
waltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen
vorschreiben, die der Gründung und Entwicklung von
Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen.

Arbeitsformen wie befristete Arbeit oder Leiharbeit haben
erheblich zugenommen.

Untersuchungen haben gezeigt, daß Arbeitnehmer mit
befristetem Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis in
einigen Bereichen generell in höherem Maße als andere
Beschäftigte der Gefahr von Arbeitsunfällen und Berufs­
krankheiten ausgesetzt sind.

Diese in einigen Bereichen gegebene zusätzliche Gefährdung
hängt zum Teil mit bestimmten besonderen Formen der
Einbeziehung in den Betrieb zusammen . Diese Gefährdung
kann durch eine angemessene Unterrichtung und Unterwei­
sung zu Beginn des Arbeitsverhältnisses verringert wer­
den .

ABSCHNITT I

ANWENDUNGSBEREICH UND ZWECK

Artikel 1

Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt für

1 . Arbeitsverhältnisse auf der Grundlage eines befristeten
Arbeitsvertrags, der unmittelbar zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer geschlossen und in dem das Ver­
tragsende nach objektiven Bedingungen festgelegt wird ,
etwa: Erreichen eines bestimmten Datums , Abschluß
eines bestimmten Arbeitsauftrags oder Eintritt eines
bestimmten Ereignisses;

2 . Leiharbeitsverhältnisse zwischen einem Leiharbeitsun­
ternehmen als Arbeitgeber einerseits und einem Arbeit­
nehmer andererseits, wobei letzterer zur Verfügung
gestellt wird , um für und unter der Kontrolle eines
entleihenden Unternehmens und/oder einer entleihen­
den Einrichtung zu arbeiten .

(M ABl . Nr. C 224 vom 8 . 9 . 1990 , S. 4.
(2 ) Stellungnahme vom 20 . November 1990 (noch nicht im Amts­

blatt veröffentlicht) und ABl . Nr. C 158 vom 17 . 6 . 1991 .
( 3 ) ABl . Nr. C 332 vom 31 . 12 . 1990 , S. 167 . (4) ABl . Nr . L 183 vom 29 . 6 . 1989 , S. 1 .



Nr. L 206 /20 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 29 . 7 . 91

Artikel 2

Zweck

( 1 ) Ziel dieser Richtlinie ist es sicherzustellen , daß Arbeit­
nehmer mit einem Arbeitsverhältnis im Sinne des Artikels 1
im Hinblick auf Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz das gleiche Schutzniveau wie die anderen
Arbeitnehmer des entleihenden Unternehmens und/oder
der entleihenden Einrichtung genießen .

( 2) Das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses im Sinne des
Artikels 1 darf in bezug auf die Arbeitsbedingungen nicht
zu einer Ungleichbehandlung führen , soweit es sich um die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz und
insbesondere um die Inanspruchnahme individueller
Schutzeinrichtungen handelt .

( 3 ) Die Bestimmungen der Richtlinie 89 / 391 /EWG sowie
die Einzelrichtlinien im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der
Richtlinie 89/ 391 / EWG finden unbeschadet strengerer
und/oder spezifischerer Vorschriften der vorliegenden
Richtlinie auf Arbeitnehmer mit einem Arbeitsverhältnis im
Sinne des Artikels 1 voll Anwendung.

Artikel 5

Einsatz und ärztliche Überwachung der Arbeitnehmer

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können verbieten , daß Arbeitneh­
mer mit einem Arbeitsverhältnis im Sinne des Artikels 1 für
bestimmte mit besonderen Risiken für die Sicherheit oder
die Gesundheit dieser Arbeitnehmer verbundene Arbeiten ,
wie sie in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften festgelegt
sind, und insbesondere für bestimmte Arbeiten , für die in
den einzelstaatlichen' Rechtsvorschriften eine besondere
ärztliche Überwachung vorgesehen ist , eingesetzt werden.

( 2 ) Machen die Mitgliedstaaten von der in Absatz 1
genannten Möglichkeit nicht Gebrauch , so treffen sie unbe­
schadet des Artikels 14 der Richtlinie 89 / 391 /EWG die
erforderlichen Vorkehrungen , damit Arbeitnehmern mit
einem Arbeitsverhältnis im Sinne des Artikels 1 , die für
Arbeiten eingesetzt werden, für die in den einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften eine besondere ärztliche Überwachung
vorgesehen ist , eine angemessene besondere ärztliche Über­
wachung zugute kommt.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß die in
Absatz 2 vorgesehene angemessene besondere ärztliche
Überwachung auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnis­
ses fortgesetzt wird.

Artikel 6

Mit Schutzmaßnahmen und Maßnahmen zur Gefahren­
verhütung beauftragte Dienste

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkehrun­
gen, damit die Arbeitnehmer , Dienste oder Personen , die
nach Artikel 7 der Richtlinie 89 / 391 /EWG mit Schutz­
maßnahmen und Maßnahmen zur Verhütung berufsbe­
dingter Gefahren beauftragt werden , über den Einsatz von
Arbeitnehmern mit einem Arbeitsverhältnis im Sinne des
Artikels 1 unterrichtet werden, soweit dies erforderlich ist ,
damit die beauftragten Arbeitnehmer , Dienste oder Perso­
nen die Schutz- und Verhütungsmaßnahmen für alle
Arbeitnehmer des Unternehmens und/oder der Einrichtung
in angemessener Weise durchführen können .

ABSCHNITT II

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 3

Unterrichtung der Arbeitnehmer

Die Mitgliedstaaten treffen unbeschadet des Artikels 10 der
Richtlinie 89/ 391 / EWG die erforderlichen Vorkehrungen,
damit

1 . jeder Arbeitnehmer mit einem Arbeitsverhältnis im Sin­
ne des Artikels 1 , bevor er eine Tätigkeit aufnimmt,
vom entleihenden Unternehmen und/oder der entlei­
henden Einrichtung über die Risiken , denen er ausge­
setzt sein könnte , unterrichtet wird ;

2 . diese Unterrichtung über folgendes Aufschluß gibt :
— insbesondere die Notwendigkeit besonderer Qualifi­

kationen bzw . beruflicher Fähigkeiten oder einer
besonderen ärztlichen Überwachung, wie sie in der
nationalen Gesetzgebung definiert ist, und

— etwaige erhöhte spezifische Risiken des zu besetzen­
den Arbeitsplatzes , wie sie in der nationalen Gesetz­
gebung definiert sind .

Artikel 4

Unterweisung der Arbeitnehmer

Die Mitgliedstaaten treffen unbeschadet des Artikels 12 der
Richtlinie 89 / 391 /EWG die erforderlichen Vorkehrungen,
damit der Arbeitnehmer in den in Artikel 3 genannten
Fällen unter Berücksichtigung seiner Qualifikation und
seiner Erfahrung eine ausreichende und den besonderen
Merkmalen des Arbeitsplatzes entsprechende Unterweisung
erhält .

ABSCHNITT III

BESONDERE BESTIMMUNGEN

Artikel 7

Leiharbeitsverhältnisse: Unterrichtung

Unbeschadet des Artikels 3 treffen die Mitgliedstaaten die
erforderlichen Vorkehrungen , damit
1 . das entleihende Ünternehmen und/oder die entleihende

Einrichtung dem Leiharbeitsunternehmen vor der Über­
lassung des Arbeitnehmers mit einem Arbeitsverhältnis
im Sinne des Artikels 1 Nummer 2 insbesondere die
erforderliche berufliche Qualifikation und die besonde­
ren Merkmale des zu besetzenden Arbeitsplatzes
angibt;
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2 . das Leiharbeitsunternehmen diese Angaben den betref­
fenden Arbeitnehmern vollständig zur Kenntnis bringt .

Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß die nach Ab­
satz 1 Nummer 1 von dem entleihenden Unternehmen
und / oder der entleihenden Einrichtung dem Leiharbeitsun­
ternehmen zu machenden Angaben in einen Vertrag über
die Arbeitnehmerüberlassung aufzunehmen sind .

Artikel 1 0

Schlußbestimmüngen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis spä­
testens 31 . Dezember 1992 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz 1
erlassen , nehmen sie in diesen selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Sie regeln die Einzelheiten der Bezugnah­
me.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen worden
sind oder von ihnen erlassen werden .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten erstatten der Kömmission alle fünf
Jahre Bericht über die praktische Durchführung der Bestim­
mungen dieser Richtlinie und geben dabei die Standpunkte
der Sozialpartner an.

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament,
den Rat , den Wirtschafts- und Sozialausschuß und den
Beratenden Ausschuß für Sicherheit, Arbeitshygiene und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz darüber.

Artikel 8

Leiharbeitsverhältnisse: Verantwortung

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Vorkehrun­
gen, damit

1 . unbeschadet der durch die einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften festgelegten Verantwortung des Leiharbeitsun­
ternehmens das entleihende Unternehmen und/ oder die
entleihende Einrichtung während der Dauer des
Arbeitsauftrags für die Bedingungen der Arbeitsausfüh­
rung verantwortlich ist ;

2 . für die Anwendung der Nummer 1 die Bedingungen für
die Arbeitsausführung ausschließlich diejenigen umfas­
sen , die mit der Sicherheit , der Hygiene und dem
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zusammenhängen.

ABSCHNITT IV

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

(4 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament,
dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß regel­
mäßig einen Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie
unter Berücksichtigung der Absätze 1 , 2 und 3 vor .

Artikel 11

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 25 . Juni 1991

Artikel 9

Günstigere Bestimmungen

Diese Richtlinie berührt in keiner Weise bestehende oder
künftige einzelstaatliche oder gemeinschaftliche Rechtsvor­
schriften , die den Arbeitnehmern mit einem Arbeitsverhält­
nis im Sinne des Artikels 1 günstigere Bedingungen in bezug
auf die Sicherheit und den Gesundheitsschutz am Arbeits­
platz bieten .

Im Namen des Rates

Der Präsident

J.-C . JUNCKER
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